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Jeder 25. Todesfall

Gemäß dem jüngsten Bericht 
von Health Canada sind 2022 

mehr als 13.000 Menschen 
mittels MAiD gestorben, 

dies entspricht 4,1 Prozent 
aller Todesfälle in Kanada. 

Der Zuwachs gegenüber 
2021 betrage gut 30 Pro-

zent. Insgesamt hätten sich 
seit Einführung der MAiD-

Gesetzgebung im Jahr 2016 
knapp 45.000 Menschen mit 

ärztlicher Unterstützung das 
Leben genommen. Männer 

waren 2022 leicht in der 
Mehrzahl gegenüber Frauen. 
Das Durchschnittsalter habe  

77 Jahre betragen. Krebs 
sei mit 63 Prozent die am 

häufigsten genannte zu-
grundeliegende Erkrankung 

gewesen, gefolgt von Herz-
Kreislauferkrankungen.

Alarmierende Entwicklung
Menschen in Not wird in Kanada mitunter Suzidhilfe angeboten

Martina Keller,  
(Hamburg), Journalistin

Inclusion Canada. Menschen mit Behinderungen 
würden sich für den assistierten Suizid entschei-
den, weil sie sozial benachteiligt oder arm seien 
oder weil grundlegende Unterstützungsleistungen 
fehlten. Das Gesetz sende die verheerende Bot-
schaft, »dass Leben mit Behinderung ein schlim-
meres Schicksal sei als der Tod«. Damit würden 
jahrzehntelange Bemühungen um Gleichberech-
tigung und Inklusion untergraben.

In Kanada kann medizinisches Personal das 
Thema Suizidhilfe oder Tötung auf Verlangen 
ins Gespräch bringen. Mehrfach alarmierten Be-
richte die Öffentlichkeit, wonach der assistierte 
Suizid Menschen mit Unterstützungsbedarf als 
Ausweg nahegelegt wurde. Zum Beispiel der 
Fall der pensionierten Obergefreiten Christine 
Gauthier. »Ich bat um eine Rollstuhlrampe und 
bekam Sterbehilfe angeboten«, zitierte sie der 
Telegraph 2023. Die Teilnehmerin der Paralym-
pics 2016 ist seit einem Trainingsunfall quer-
schnittsgelähmt. Fünf Jahre habe sie vergebens 
für die Rampe gekämpft, berichtete sie laut dem 
staatlichen Rundfunksender CBC. »Ich habe 
einen Brief, in dem steht, dass wir Ihnen, wenn 
Sie so verzweifelt sind, medizinische Sterbehilfe 
anbieten können.«

Der zuständige Minister hatte dem Aus-
schuss dazu mitgeteilt, es habe vier oder fünf 
dieser Fälle gegeben, der zuständige Mitarbeiter 
sei mittlerweile suspendiert worden.

Über ein weiteres Beispiel berichtete eben-
falls CBC: Die 44-jährige Sathya Dhara, die an 
amyotropher Lateralsklerose (ALS) litt, einer 
fortschreitenden Muskellähmung, beendete ihr 
Leben laut ihrem Abschiedsbrief, weil sie nicht 
die nötige Assistenz gewährt bekam. »Letztlich 
war es nicht eine genetische Krankheit, die mich 
umgebracht hat, es war ein System«, heiße es 
in dem Brief. »Man ist ständig gestresst, man 
kämpft ständig um Dinge wie: Wie komme ich 
ins Bad? Wie kann ich essen? Das ist wirklich 
keine große Lebensqualität.«

Ein weiteres Beispiel handelt von einem 
Mann, der offenbar einen leichten Schlaganfall 
erlitten hatte. In der Folge hatte er Probleme mit 
dem Gleichgewicht und mit dem Schlucken. Die 
medizinische Prognose besagte, dass er dank the-
rapeutischer Maßnahmen seine Fähigkeiten zu-
rückerhalten werde. Doch der Patient entwickelte 
depressive Symptome, die sich durch die Isolation 
im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie 
noch verstärkten. In dieser akuten Krise habe er 
MAiD-Leistungen zugesprochen bekommen.

Die Nachrichtenagentur AP berichtete 2022 
über Roger Foley, der an einer fortschreitenden 
Gehirnerkrankung leidet. Er nahm Gespräche 

Kanadas Sterbehilfegesetz ist in der Kritik. 
Laut Menschenrechtsorganisationen wird 
mitunter teuren Patienten oder Menschen 
mit Behinderungen ärztliche Suizidhilfe 
oder Tötung ungefragt als Ausweg aus 
schwierigen Lebenssituationen nahegelegt. 
Interessenvertretungen von Menschen mit 
Behinderungen haben deshalb kürzlich vor 
Gericht Beschwerde gegen einen Passus im 
Sterbehilfegesetz eingelegt.

Kanada hat seit 2016 eine Sterbehilferegelung. 
Das kanadische Parlament beschloss die 

sogenannte Bill C-14 nach einem Urteil des 
höchsten Gerichts, wonach das bis dahin gel-
tende Verbot der Sterbehilfe im Strafgesetzbuch 
gegen die kanadische »Charter of Rights and 
Freedoms« verstieß. Die sogenannte Medical 
Assistance in Dying (MAiD) stand seit 2016 
zunächst Menschen mit einer schweren, unheil-
baren Krankheit zur Verfügung, deren natür-
licher Tod »vernünftigerweise vorhersehbar« 
ist. MAiD bedeutet dabei in Kanada nicht nur 
Suizidhilfe, sondern auch Tötung auf Verlangen. 
Ein Arzt oder eine Pflegekraft verabreicht dann 
das Sterbemedikament etwa per Infusion.

Im Jahr 2021 wurde Bill C-14 durch Bill C-7 
ergänzt. Nunmehr existiert neben Track 1 – der 
Sterbehilfe für Schwerstkranke in Todesnähe – 
ein sogenannter Track 2: Auch Menschen, deren 
natürlicher Tod nicht unmittelbar bevorsteht, 
die sich aber in einem »schwerwiegenden und 
unabänderlichen medizinischen Zustand« befin-
den, dürfen Sterbehilfe in Anspruch nehmen. 
Anders als bei Track 1 ist eine Wartefrist von  
90 Tagen vorgeschrieben. Der »schwerwiegende 
und unabänderliche Zustand« wird definiert 
als »ernste und unheilbare Krankheit oder 
Behinderung«.

Ärztlich unterstützte Sterbehilfe für Men-
schen, deren einzige Grunderkrankung eine 
psychische Erkrankung ist, ist allerdings auch 
unter Track 2 noch nicht erlaubt. Die Einfüh-
rung werde bis März 2027 verschoben, teilte die 
Regierung im Januar 2024 mit. Diese Ankün-
digung folgte auf die Veröffentlichung eines 
Berichts des Gemeinsamen Sonderausschusses 
für medizinische Sterbehilfe, der Ausschuss 
hatte den Aufschub empfohlen.

Track 2 habe zu verfrühten Sterbefällen 
geführt und die Diskriminierung von Menschen 
mit Behinderungen im gesamten Land verstärkt, 
teilte im September 2024 eine Koalition mehrerer 
Interessenvertretungen von Menschen mit Behin-
derungen mit. Man beobachte einen alarmieren-
den Trend, sagte Krista Carr, Vizepräsidentin von →
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»Druck, aus dem Leben  
zu scheiden«

Dass ärztliche Hilfe zum 
Suizid und zur Tötung von 
Patient*innen in Kanada unter 
bestimmten Voraussetzungen 
legal ist, wissen auch einige 
deutsche Politiker*innen. 
Zum Beispiel der »Arbeits-
kreis Gesundheit, Pflege und 
Prävention« der CSU-Frak-
tion im bayerischen Landtag. 
Am 6. November ließen sich 
dessen Mitglieder über die 
Situation in Kanada informie-
ren, ihr Gesprächspartner in 
München war der Allgemein- 
mediziner Marcus Langhans 
aus der Kleinstadt Comox,  
die in der kanadischen Pro-
vinz British Columbia liegt. 
Langhans wies auch darauf 
hin, dass inzwischen über vier 
Prozent aller Todesfälle in  
Kanada auf »Medical Assis
tance in Dying (MAiD)« 
zurückzuführen sind. Bern-
hard Seidenath, Sprecher des 
CSU-Gesundheitsarbeits-
kreises und ausgebildeter 
Jurist, äußerte sich betroffen: 
»Diese Erfahrungen dürfen 
uns nicht kalt lassen, sondern 
müssen uns aufrütteln. Was 
ursprünglich verhindert wer-
den sollte, ist nun in Kanada 
eingetreten: ein Druck, aus 
dem Leben zu scheiden, etwa 
um anderen nicht zur Last zu 
fallen.« Tod dürfe aber »für 
Ärzte keine Therapieoption« 
sein, betonte Seidenath. In 
seinem Fazit sagte er, das 
Land Bayern sei mit dem  
weiteren Ausbau der Hospiz- 
und Palliativ-Versorgung  
»auf dem besseren Weg«.

Sichtweisen, die den  
assistierten Suizid für  

Menschen mit Behinderung  
erwägen, haben Eingang  
in die wissenschaftliche  

Diskussion gefunden.

im Krankenhaus heimlich auf, als die Mitarbei-
ter begannen, ihn zur Sterbehilfe zu überreden. 
Bei einem Gespräch dachte Foley zunächst, es 
gehe um Aussichten seiner Therapie. Doch nicht 
ein Arzt, sondern der Ethikdirektor des Kran-
kenhauses war zu ihm gekommen. Zunächst 
hielt der dem Kranken vor, wie teuer seine Be-
handlung sei. Jeder Tag im Krankenhaus koste 
»mehr als 1.500 Dollar«.

Foley erwiderte, dass dieses Gespräch ihn 
belaste und er gern über seine Langzeitpflege 
sprechen würde. Daraufhin sagte der Ethik
direktor: »Roger, das ist nicht mein Job. Mein 
Job ist es, zu sehen, ob Sie ein Interesse an 
Sterbehilfe haben.« Foley selbst gibt an, darüber 
nie gesprochen zu haben. Catherine Frazee, Pro-
fessorin an der Ryerson University in Toronto, 
sagte der AP, dass nur die 
wenigsten Fälle dieser Ver-
suche, Patienten zu überre-
den, bekannt würden.

Menschenrechtsgruppen 
beklagen, dass das Land 
nicht genügend Schutzmaß-
nahmen für verletzliche 
Gruppen vorsehe. Hingegen 
werde das Gesundheitsper-
sonal angehalten, die assistierte Tötung auch de-
nen vorzuschlagen, die selbst gar nicht erwogen 
hätten, sich das Leben zu nehmen. Es gehe dabei 
um Menschen, die eine kostspielige Behandlung 
benötigten, aber keine angemessene staatliche 
Unterstützung erhielten.

Zu dieser Beobachtung passt ein dreiminüti-
ges Youtube-Video mit dem Titel »All is Beauty«, 
das eine Zeitlang mit stark romantisierenden 
Bildern für Sterbehilfe warb, derzeit aber in der 
Originalfassung nicht mehr zu sehen ist. Die 
Protagonistin in dem Video war Jennyfer Hatch, 
damals 37. Gezeigt werden ihre letzten Tage, be-
vor sie mit medizinischer Hilfe starb. Man sieht 
Hatch am Strand, mit Freunden, die Bilder sind 
mit emotionalisierender Musik unterlegt.

CTV, der größte englischsprachige private 
Fernsehsender Kanadas, bestätigte im Nachhin
ein, dass es sich bei Hatch um dieselbe Frau 
gehandelt habe, die Monate zuvor mit ihnen 
über ihre gescheiterten Versuche gesprochen 
habe, eine geeignete Behandlung für das Ehlers-
Danlos-Syndrom zu finden, eine seltene, nicht 
heilbare, schmerzhafte Erkrankung, bei der die 
Patienten an übermäßig dehnbarer Haut und 
Bindegewebe leiden.

Die positiv gefärbte öffentliche Berichterstat-
tung über den Tod kranker Menschen oder von 
Menschen mit Behinderungen führt, so Kritiker, 
zu einer wachsenden Nachfrage nach MAiD-Leis-
tungen, ein Phänomen der »Ansteckung«, das in 
der Wissenschaft als Werther-Effekt bekannt ist.

Ramona Coelho, Expertin für Familienmedi-
zin und Mitgründerin der Organisation »Physi-

cians together with vulnerable Canadians«,  
hat zusammen mit anderen Forschenden empi-
rische Untersuchungen, offizielle Statistiken,  
Kommissionsberichte und Medienbeiträge aus-
gewertet, um die problematischen Folgen des 
MAiD-Gesetzes zu untersuchen.

Sie fürchtet, dass die Öffentlichkeitsarbeit der 
Lobbyorganisationen für Sterbehilfe die öffent-
liche Wahrnehmung beeinflusse und Folgen für 
vulnerable Menschen habe. Coelho und ihre 
Kollegen berichten von einer Befragung aus dem 
Jahr 2021, in der knapp 36 Prozent der MAiD-
Antragstellenden angaben, sich als Last für  
Familie, Freunde oder Pflegende zu empfinden.

Sichtweisen, die den assistierten Suizid für 
Menschen mit Behinderung erwägen, haben 
bereits Eingang in die wissenschaftliche Diskus-

sion gefunden. Ein Beispiel 
sind die Positionen von 
Alexandre Baril, Assistant-
Professor an der Universität 
Ottawa. In einem Aufsatz 
für Disability Studies 
Quarterly vertritt er die 
Auffassung, dass Menschen 
mit Suizidwünschen dis-
kriminiert und unterdrückt 

würden, wenn sie an der Verwirklichung ihrer 
Absichten gehindert werden. Das sei »ableism«, 
eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung 
aufgrund körperlicher oder psychischer Be-
einträchtigungen. Seinen Ansatz nennt Baril 
»kritische Suizidologie«.

Amy Mullin, Philosophie-Professorin an der 
Universität Toronto, forderte in einem Kommen- 
tar im Journal of Medical Ethics Suizidhilfe für 
Menschen, die »in sozial ungerechten Situationen«  
leben. Auch Menschen, die unter »ungerechten 
Bedingungen« lebten – die beispielsweise keinen 
Zugang zu angemessener Assistenz oder entspre-
chendem Wohnraum haben –, könnten auto
nome Entscheidungen treffen.

Dafür, dass ihre Entscheidung nicht auto-
nom sei, gebe es keine Belege. Dies anzunehmen, 
sei paternalistisch und spreche den Betroffenen 
auch in anderen Lebensbereichen Autonomie 
ab. Ihren Wunsch nicht zu akzeptieren, sei eine 
»epistemische Ungerechtigkeit«, da ihnen auf-
grund ihrer Zugehörigkeit zur Gruppe behin-
derter Menschen nicht geglaubt werde.

Medizinisches Personal könne ihre Ein-
schränkungen und Kompetenzen beurteilen, 
aber nicht, ob ihre Autonomie durch äußere Be-
dingungen beeinträchtigt sei. Dass ihre sozialen 
Bedingungen sich verbesserten, sei nicht abzu-
sehen. Jedenfalls sei es ihnen nicht zuzumuten, 
darauf zu warten. Mullin bezeichnet Hilfe zur 
Selbsttötung für Menschen, die unter »unge-
rechten Bedingungen« leben, als eine Wahl  
des »geringeren Übels« und als Weg zur  
»Schadensbegrenzung«. �
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